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VwRallg

1. AVG § 1 heute

2. AVG § 1 gültig ab 01.02.1991

1. VwGG § 42 heute

2. VwGG § 42 gültig ab 01.01.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013

3. VwGG § 42 gültig von 01.07.2012 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012

4. VwGG § 42 gültig von 01.07.2008 bis 30.06.2012 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 4/2008

5. VwGG § 42 gültig von 01.01.1991 bis 30.06.2008 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 330/1990

6. VwGG § 42 gültig von 05.01.1985 bis 31.12.1990

Rechtssatz

Aus den §§ 33 und 49 EpidemieG 1950 ergibt sich klar, dass zur Entscheidung über Ansprüche, die auf § 32 EpidemieG

1950 gestützt werden, jene Bezirksverwaltungsbehörde zuständig ist, in deren Bereich "diese Maßnahmen getro=en

wurden", das heißt, in deren örtlichen Wirkungsbereich die betre=enden Maßnahmen durchgeführt wurden oder ihre

Wirkung entfalteten, somit nach dem "Wirkungsstatut" (VwGH 22.4.2022, Ra 2021/09/0005; 28.10.2021, Ro

2021/09/0029; 29.11.2021, Ro 2021/03/0028). Im vorliegenden Fall wurde diese Rechtsprechung jedoch insofern

unrichtig ausgelegt und angewandt, als es nicht darauf ankommt, wo der selbständig Erwerbstätige abgesondert war.

Gegenständlich war im verwaltungsgerichtlichen Verfahren nämlich nicht eine Entscheidung über den

Absonderungsbescheid, sondern über den Antrag auf Ersatz von Verdienstentgang nach § 32 EpidemieG 1950,

weshalb für die örtliche Zuständigkeit - im Sinn des Wirkungsprinzips - ausschlaggebend ist, wo der Verdienstentgang

eintrat (VwGH 20.6.2023, Ra 2021/03/0098).Aus den Paragraphen 33 und 49 EpidemieG 1950 ergibt sich klar, dass zur
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Entscheidung über Ansprüche, die auf Paragraph 32, EpidemieG 1950 gestützt werden, jene

Bezirksverwaltungsbehörde zuständig ist, in deren Bereich "diese Maßnahmen getro=en wurden", das heißt, in deren

örtlichen Wirkungsbereich die betre=enden Maßnahmen durchgeführt wurden oder ihre Wirkung entfalteten, somit

nach dem "Wirkungsstatut" (VwGH 22.4.2022, Ra 2021/09/0005; 28.10.2021, Ro 2021/09/0029; 29.11.2021, Ro

2021/03/0028). Im vorliegenden Fall wurde diese Rechtsprechung jedoch insofern unrichtig ausgelegt und angewandt,

als es nicht darauf ankommt, wo der selbständig Erwerbstätige abgesondert war. Gegenständlich war im

verwaltungsgerichtlichen Verfahren nämlich nicht eine Entscheidung über den Absonderungsbescheid, sondern über

den Antrag auf Ersatz von Verdienstentgang nach Paragraph 32, EpidemieG 1950, weshalb für die örtliche

Zuständigkeit - im Sinn des Wirkungsprinzips - ausschlaggebend ist, wo der Verdienstentgang eintrat (VwGH 20.6.2023,

Ra 2021/03/0098).
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